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zus#tzlichen Kanal zur Erf&llung ihrer Steuerpflicht haben,
wodurch der Verfahrensaufwand reduziert werden soll.

III. Bewertung

Zwar ist das exportorientierte K/nigreich weiterhin anf#llig
f&r potenzielle externe Einwirkungen, z.B. einen fortgesetz-
ten Anstieg des globalen Handelsprotektionismus oder
schw#chere Auslandsnachfrage in einem unsicheren globa-
len Umfeld. Thailand steuert jedoch weiter auf st#rkeres
Wachstum zu, sofern die Milit#rregierung die innenpoliti-
sche Situation auch im Vorfeld der f&r 2019 angek&ndigten
Wahlen stabil halten kann. Wirtschaftspolitisch geht mit der
gezielten F/rderung von Investitionen und dem Bekenntnis
zum Freihandel das Ziel einher, die regionale Wettbewerbs-
f#higkeit des Landes weiter zu verbessern. Auch wenn sol-
che Ver#nderungen Zeit brauchen, sind Thailands Bem&hun-
gen um eine stabile politische Lage und eine wachstumsstar-

ke Wirtschaft sp&rbar und zeigen Erfolge. Positiv f#llt auch
auf, dass Thailand offenbar die Chancen der Digitalisierung
erkannt hat und entsprechende F/rderungen anbietet. Sofern
es dem K/nigreich gelingt, die eingeleiteten Reformen er-
folgreich umzusetzen, wird sich das Gesch#ftsklima f&r eu-
rop#ische Investorenmittelfristig weiter verbessern.

Dr. G/kBe Uzar-Sch&ller, Avukat, Frankfurt/M.

L#nderreport T&rkei
I. Rechtspolitischer Hintergrund

Im Referendum vom 16. 4. 2017 haben die t&rkischen W#h-
ler mit 51 Prozent der Stimmen eine Knderung der Verfas-
sung beschlossen. In den darauf folgenden Wahlen wurden
am 24. 6. 2018 ein neues Parlament gew#hlt und Pr#sident
Recep Tayyip Erdoǧan in seinem Pr#sidenten-Amt best#tigt.
Kern der Verfassungs#nderung war, wie bereits berichtet,
die Konzentration aller Exekutivgewalt in der Hand des Pr#-
sidenten (vgl. zu dieser Verfassungs#nderung bereits Uzar-
Sch*ller, RIW 2017, 808, 809). Aufgrund des Referendums
und der sich anschließenden Wahl konnten damit der t&rki-
sche Pr#sident Recep Tayyip Erdoǧan und seine Regierung
ihre Positionen deutlich st#rken.

Nach den Wahlen wurde das t&rkische Verfassungssystem
entsprechend der Verfassungs#nderung umgestellt. Der Mi-
nisterrat und das Amt des Ministerpr#sidenten wurden abge-
schafft. Den Posten des Regierungschefs &bernahm der Pr#-
sident. Ihm wurde erlaubt, Partei#mter ebenfalls wahrzuneh-
men. Als Parteivorsitzender bestimmt der Pr#sident die Kan-
didaten seiner Partei f&r die Parlamentswahlen, d.h. Recep
Tayyip Erdoǧan hat entscheidenden Einfluss auf die Beset-
zung der Parlamentssitze bekommen.

Der Ausnahmezustand, der unmittelbar nach dem Putsch-
versuch von 15. 7. 2016 verh#ngt worden war, wurde am 18.
7. 2018 aufgehoben. W#hrend dieser Zeit des Ausnahmezu-
standes waren die Grundrechte eingeschr#nkt: Die t&rkische
Regierung konnte weitgehend mit Verordnungen regieren,
die vor dem Verfassungsgericht nicht &berpr&fbar oder an-
fechtbar sind. Der Ausnahmezustand hat das Land stark ge-
zeichnet. Seit dem Sommer 2016 wurden nach offiziellen
Angaben mindestens 77000 Personen verhaftet, darunter
Journalisten, Menschenrechtler und Oppositionspolitiker,
denen etwa die Unterst&tzung von terroristischen Organisa-
tionen vorgeworden wurde. Durch Rechtsverordnungen

wurden mindestens ca. 125000 Staatsbedienstete, unter ih-
nen rund 4000 Richter und Staatsanw#lte entlassen.

II. Wesentliche Gesetzgebungsmaßnahmen und
rechtliche Entwicklungen

1. (nderung bestimmter Regelungen im
Handelsgesetzbuch

Mit dem „Gesetz &ber die Knderung einiger Gesetze zur
Verbesserung des Investitionsumfeldes“ (Gesetz Nr. 7099)
wurden diverse Bestimmungen des t&rkischen Handelsge-
setzbuches ge#ndert. Das im 12. 2. 2018 in Kraft getretene
Gesetz enth#lt Knderungen in f&nfzehn verschiedenen Ge-
setzen, u.a. im t&rkischen Handelsgesetzbuch und im Gesetz
Nr. 6750 &ber das Pfandrecht an beweglichen Sachen bei
Handelsgesch#ften.

Die Knderungen bezwecken vor allem den Abbau der B&ro-
kratie, in dem einige Formerfordernisse gestrichen wurden,
die eine notarielle Beurkundung handels- und gesellschafts-
rechtlicher Vorg#nge vorsahen. Bei Firmengr&ndungen ent-
f#llt z.B. das Erfordernis, die Unterschriften vor dem Notar
beglaubigen zu lassen. Diese k/nnen nunmehr direkt beim
Handelsregister vorgenommen werden. Auch die bei der Fir-
mengr&ndung zu erstellenden Gesch#ftsb&cher k/nnen jetzt
beim Handelsregister beglaubigt werden. Außerdem ist eine
separate Meldung an die Sozialversicherungsanstalt (SGK)
bei der Gr&ndung nicht mehr erforderlich. Die Meldung er-
folgt auch &ber das Handelsregister.

Eine weitere Erleichterung ist die Abschaffung des Erforder-
nisses, bei Gr&ndung einer t&rkischen GmbH (Limited Şir-
ket) ein Viertel des Kapitals (2500 T&rkische Lira) einzule-
gen. Die Haftungsbeschr#nkung, dass die Gesellschafter f&r
die Verbindlichkeiten der Gesellschaft nur mit dem Stamm-
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kapital und mit dem Verm/gen der GmbH haften, entsteht
jedoch erst mit Einzahlung des Kapitals.

Weitere Knderungen betreffen u.a. das Gesetz Nr. 6750 &ber
das Pfandrecht an beweglichen Sachen bei Handelsgesch#f-
ten. Die durch das Gesetz eingef&hrten Vorschriften zielen
darauf ab, dass alle beweglichen Eigentumsrechte und Rech-
te von kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) ab dem
Datum des Inkrafttretens des Gesetzes verpf#ndet werden
k/nnen. Alle zuk&nftigen Zinsen und Rechtsertr#ge wie Ver-
sicherungen, Natur- oder Ersatzware des verpf#ndeten be-
weglichen Verm/gens sind zusammen mit dem beweglichen
Verm/gen in den Umfang des Pfandrechtes einzubeziehen.
Dar&ber hinaus gilt, wenn ein Produktionsprozess zusam-
men mit den in der Produktion verwendeten beweglichen
G&tern verpf#ndet wird, das Pfandrecht als automatisch in
gleicher H/he und Reihenfolge auf die w#hrend und am En-
de des Produktionsprozesses entstandenen G&ter begr&ndet.

2. Reform des Zwangsvollstreckungs- und
Konkursgesetzes

Durch das Gesetz Nr. 7101 vom 28. 2. 2018, wurde das t&r-
kische Zwangsvollstreckungs- und Konkursgesetz (Gesetz
Nr. 2004) zu großen Teilen ge#ndert. Ziel war vor allem die
Beschleunigung von Vollstreckungsmaßnahmen und der
Konkursverfahren.

Die wichtigsten Knderungen sind die Abschaffung der Aus-
setzung des Konkurses, eine neue Gestaltung des Instituts
„Vergleich mit den Gl#ubigern“ (Konkordato) sowie eine
neue Definition der Aufgaben und Befugnisse des Verwal-
ters und der Gl#ubigerversammlung im Fall des Konkordato.
Auch wurden die Rechte der Gl#ubigerversammlung gegen-
&ber dem Konkursamt gest#rkt und die Zwangsversteige-
rung flexibler gestaltet. Dazu geh/rt z.B. die M/glichkeit,
eine Verm/gensgesamtheit in einem Verkaufsakt als Ganzes
zu verwerten, sofern dadurch ein h/herer Preis erzielt wer-
den kann als bei Einzelverk#ufen. Das Ziel eines Konkorda-
to-Verfahrens ist, sowohl die Schuldner mit schlechter Boni-
t#t als auch ihre Gl#ubiger zu sch&tzen. F&r den Fall, dass
sich ein Schuldner und ein Gl#ubiger vergleichen, tilgt der
Schuldner seine Schulden, indem er die Forderungen gem#ß
der in dem Konkordato festgelegten Vereinbarung begleicht.
Es ist also eine Art Sanierungsvereinbarung zwischen dem
Schuldner und seinen Gl#ubigern.

Die bemerkenswerteste Knderung f&r die Praxis ist die Kn-
derung des zust#ndigen Gerichts f&r Konkordato-Verfahren.
W#hrend fr&her die Vollstreckungsgerichte f&r die Entschei-
dung &ber den Vergleichsantrag zust#ndig waren, sind nun
die Kammern f&r Handelssachen die zust#ndigen Gerichte
f&r diese Entscheidung.

3. Amnestie f+r 2ffentliche Forderungen

Am 18. 5. 2018 ist ein Knderungsgesetz &ber die Knderung
bestimmter Gesetze und Umstrukturierung von Steuerforde-
rungen (Gesetz Nr. 7143) in Kraft getreten. Durch die Knde-
rung ist eine Amnestie erlassen worden, mit welcher der
Staat die Beitreibung /ffentlicher Forderungen zugunsten
der Zahlungspflichtigen umgestaltet und damit letztlich auf
Forderungen verzichtet.

Das Gesetz dient dazu, bestimmte /ffentliche Forderungen
umzustrukturieren, die sich in einem Rechtsstreit befinden.
Mit der Amnestie sollen alle Unregelm#ßigkeiten bei steuer-
und sozialversicherungsrelevanten Dokumentationspflicht-

verst/ßen sanktionsfrei oder sanktionsarm gestellt werden.
Das gilt f&r die Nichtzahlung von Geldbußen, Differenzen
zwischen Warenbestand und Dokumentation, ins Ausland
geschafften und nicht deklarierten Verm/genswerten etc.

Steueramnestie ist f&r die T&rkei nichts Neues. Das Land
hatte bereits in den Jahren 2011 und 2016 #hnliche Steuer-
amnestieprogramme gestartet. Im Jahr 2017 gab es ebenfalls
ein Amnestieprogramm, wenn auch in geringerem Umfang.
Damit konnten Verm/genswerte aus dem Ausland oder In-
land wieder zur&ckgef&hrt werden.

Das Gesetz enth#lt zudem Bestimmungen zu einer „Bauam-
nestie“. Sie richtet sich an die Eigent&mer von Geb#uden,
die unter Verstoß gegen Bau- und Bauplanungsrecht errich-
tet oder erweitert worden sind. Sie bedeutet das Tolerieren
der nach wie vor weit verbreiteten Rechtsverst/ße im Bau-
und Bauplanungsrecht. Kritiker behaupten, dass damit Spe-
kulationen im Immobiliensektor erm/glicht und insbeson-
dere auch die Geb#udesicherheit vernachl#ssigt w&rde.

4. Rechtsverordnungen mit Gesetzeskraft (RVOmG)

Rechtsverordnungen, die im Jahr 2018 in Kraft getreten
sind, regeln u.a. die Umstrukturierung des Staatsrats „Danı-
ştay“ und des Kassationshofs „Yargıtay“ und der t&rkischen
Stiftungsbank „T&rkiye Vakıflar Bankası“, sowie Personal-
fragen der Religionsbeh/rde, zum Beamtenrecht, zum mili-
t#rischen Personal und zur milit#rischen Disziplin oder zur
Verteidigungsindustrie (RVOmG 696).

Auch im Jahr 2018 wurden bis zur Aufhebung des Ausnah-
mezustands am 18. 7. 2018 zahlreiche Entlassungen der Be-
amten auf Grundlage von RVOmG (wie z.B. Nr. 695, 701)
vorgenommen, die ihrerseits auf Grundlage einer fr&heren
RVOmG erfolgt waren. Auch in diesem Jahr wurden ca.
20000 Beamte und Offiziere durch RVOmG entlassen bzw.
versetzt. Seit dem Putschversuch am 15. 7. 2016 ist die Zahl
der entlassenen Beamten und Offiziere in den letzten zwei
Jahren durch insgesamt 34 RVOmG auf 125806 gestiegen.
Die meisten Entlassungen wurden bei der Polizei vorgenom-
men. Insgesamt 8998 Polizisten wurden entlassen. Die Zahl
der Professoren und Universit#tsdozenten, die entlassen
wurden, lag in den letzten zwei Jahren bei 199 Personen.

5. Dekret Nr. 85 – Schutz der T+rkischen Lira

Um eine Abwertung der t&rkischen Lira zu verhindern, hat
Pr#sident Recep Tayyip Erdoǧan am 12. 9. 2018 ein Dekret
(Dekret Nr. 85) erlassen, nach dem Gesch#ftsvertr#ge inner-
halb der T&rkei nur noch in t&rkischer Lira abgeschlossen
werden d&rfen. Bereits abgeschlossene Vertr#ge m&ssen
binnen 30 Tagen umgestellt werden.

Dem Dekret zufolge d&rfen in den nachfolgend genannten
Vertragstypen der Preis und jede andere aus dem Vertrag re-
sultierende Zahlungsverpflichtung nicht in ausl#ndischer
W#hrung abgeschlossen und auch nicht auf ausl#ndische
W#hrung indexiert werden:

a) Vertr#ge &ber den Kauf und Verkauf von Mobilien und Im-
mobilien,

b) Vertr#ge &ber die Vermietung von Mobilien und Immobili-
en, einschließlich Autovermietungen und Finanzierungslea-
singvertr#gen,

c) Leasingvertr#ge,

d) Arbeitsvertr#ge,
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e) Dienstleistungsvertr#ge,

f) Werkvertr#ge.

Die Knderungen betreffen alle nat&rlichen und juristischen
Personen, die ihren Wohnsitz oder ihre Niederlassung in der
T&rkei haben.

Am 6. 10. 2018 hat das Finanzministerium eine Durchf&h-
rungsverordnung zu dem Dekret vom 12. 9. 2018 ver/ffent-
licht. In der Durchf&hrungsverordnung werden wichtige
Ausnahmeregelungen zur oben erw#hnten T&rkische Lira-
Regelung vorgesehen. So darf z.B. mit ausl#ndischen, aber
in der T&rkei ans#ssigen Arbeitnehmern bzw. Mitarbeitern
ein Arbeits- oder Dienstleistungsvertrag in USD/Euro ver-
einbart werden.

Des Weiteren ist es den nachfolgend genannten juristischen
Personen gestattet, bei Arbeits- und Dienstleistungsver-
tr#gen den Vertragswert und sonstige aus den Vertr#gen
herr&hrende Zahlungsverpflichtungen in Fremdw#hrungen
oder auf Fremdw#hrungen indexiert zu vereinbaren:

a) Zweigstellen, Vertretungen, B&ros und Verbindungsb&ros in
der T&rkei von Personen, die im Ausland ans#ssig sind; oder

b) Unternehmen, an denen im Ausland ans#ssige Personen di-
rekt oder indirekt 50 Prozent oder mehr der Anteile halten.

Diese Ausnahmen wurden f&r Kauf- und Mietvertr#ge von
Mobilien und Immobilien nicht vorgesehen. Die Vertr#ge
&ber den Kauf und Verkauf von Mobilien und Immobilien
sowie Vertr#ge &ber die Vermietung von Mobilien und Im-
mobilien m&ssen mit den Unternehmen, an denen im Aus-
land ans#ssige Personen direkt oder indirekt 50 Prozent oder
mehr der Anteile halten, weiterhin in t&rkischer Lira abge-
schlossen werden, solange die Tochterunternehmen in der
T&rkei ihren Sitz haben.

III. Wirtschaftliche Bewertung und Ausblick

Die T&rkische W#hrung hat seit Jahresbeginn rund 40 Pro-
zent Wert verloren. Der Euro, welcher am Anfang des Jahres
(10. 1. 2018) 4,5202 T&rkische Lira wert war, valutiert aktu-
ell (30. 10. 2018) mit 6,2734 T&rkischen Lira.

Die T&rkei ist, wie viele andere Schwellenl#nder auch, vom
Anstieg des US-Dollar im Zuge der Zins-Erh/hung der US-
Noten Bank Federal Reserve (FED) betroffen. Unter Druck
geriet das Land auch, weil die T&rkei und die USA Sanktio-
nen im August dieses Jahres gegeneinander verh#ngt haben.
Anlass f&r die von den USAverh#ngten Sanktionen war die
Inhaftierung eines US-amerikanischen Pastors in der T&rkei,
der inzwischen von den t&rkischen Justizbeh/rden aus der
Haft entlassen wurde.

Der Verfall der Landesw#hrung treibt die Inflationsrate in
der T&rkei auf den h/chsten Stand seit 15 Jahren. Im Sep-
tember lagen die Verbraucherpreise 24,52 Prozent &ber de-
nen des Vorjahresmonats, teilte das t&rkische Statistikamt
T^IK (T&rkiye İstatistik Kurumu) mit. Allein von August
auf September erh/hten sich die Lebenshaltungskosten
demnach um 6,3 Prozent. Im August hatte die Teuerungsrate
noch bei 17,9 Prozent gelegen.

Im Kampf gegen W#hrungsverfall und Inflation hob die
Zentralbank trotz gegenteiliger W&nsche von Staatschef Re-

cep Tayyip Erdoǧan ihren Leitzins im September des Jahres
2018 um 6,25 Punkte auf 24 Prozent an.

Die t&rkischeWirtschaft hat ihr Wachstum im zweiten Quar-
tal angesichts der W#hrungskrise gedrosselt. Das Bruttoin-
landsprodukt legte zwischen April und Juni nur noch um 5,2
Prozent im Vergleich zum Vorjahreszeitraum zu. Zu Jahres-
beginn hatte es noch zu 7,4 Prozent Wachstum gereicht.

Die Ratingagentur Fitch hat ihre Wachstumsprognose f&r
die in einer W#hrungskrise steckende T&rkei deutlich ge-
senkt. Das Bruttoinlandsprodukt werde in diesem Jahr statt
um 4,5 Prozent nur noch um 3,8 Prozent wachsen, sch#tzte
Fitch im September. F&r kommendes Jahr rechneten die Ex-
perten sogar nur noch mit einem Drittel des urspr&nglich
vorhergesagten Wachstums (1,2 statt 3,6 Prozent). 2020 soll
es dann wieder zu 3,9 Prozent reichen. Vom niedrigen Lira-
Kurs d&rfte der Export profitieren, der eine Wachstumsst&t-
ze bleibe, erkl#rte die Ratingagentur. Auch der Tourismus
helfe der Konjunktur. Bereits im ersten Halbjahr waren die
Besucherzahlen um fast ein Drittel gestiegen. Die Staatsfi-
nanzen d&rften sich angesichts der schw#cheren Konjunktur
aber verschlechtern. In diesem Jahr erwartet die Ratingagen-
tur Fitch ein Defizit von 3,2 Prozent des Bruttoinlandspro-
duktes. Das sei fast ausschließlich auf niedrigere Staatsein-
nahmen zur&ckzuf&hren.

F&r die T&rkei ist Deutschland weiterhin der gr/ßte Export-
markt und einer der wichtigsten ausl#ndischen Investoren.
Rund 7500 Firmen mit deutscher Kapitalbeteiligung gibt es
in dem Land. Die Beziehungen reichen zur&ck bis ins 19.
Jahrhundert, als deutsche Traditionsunternehmen wie Sie-
mens und die Deutsche Bank Niederlassungen in Istanbul
gr&ndeten. Heute sind Dutzende deutscher Konzerne in der
T&rkei vertreten. Ihnen folgten in den 2000er Jahren Tausen-
de deutsche Mittelst#ndler. Sie entdeckten die T&rkei nicht
nur als großen Absatzmarkt, sondern auch als Produktions-
standort f&r Exporte.

Erdoǧans Berlin-Besuch im September, aber auch der Be-
such von Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier in der
T&rkei wecken die Hoffnung, dass sich Deutschland und
T&rkei wieder mehr ann#hern. Davon w&rden jedenfalls die
t&rkische wie auch die deutsche Wirtschaft erheblich profi-
tieren.
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